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Auftrag Bucher-Brini 

 

betreffend Finanzierung der Sanitätsnotrufzentrale (SNZ) 144 durch den Kanton 

Graubünden 

 

Antwort der Regierung 

 

Gemäss Art. 52 Abs. 3 des Gesetzes über die Förderung der Krankenpflege und der 

Betreuung von betagten und pflegebedürftigen Personen (Krankenpflegegesetz, 

KPG; BR 506.000) haben sich Personen, die durch einen von der zentralen Koordi-

nationsstelle alarmierten Notfall- und Krankentransportdienst eines öffentlichen Spi-

tals transportiert werden, an den Betriebskosten der Koordinationsstelle (SNZ 144) 

zu beteiligen. Die Höhe der Beteiligung wird von der Regierung festgelegt und be-

trägt maximal 200 Franken pro durch die Koordinationsstelle disponierten Einsatz. 

Der festgelegte Betrag ist vom Spital in Rechnung zu stellen und an die Koordinati-

onsstelle weiterzuleiten. 

Gemäss Art. 46 Abs. 1 der Verordnung zum Krankenpflegegesetz (VOzKPG; BR 

506.060) sind für alle durch die Sanitätsnotrufzentrale 144 disponierten Einsätze fol-

gende Pauschalen in Rechnung zu stellen: 50 Franken für Primäreinsätze der Dring-

lichkeitsstufe 1 und 2 (lit. a) und 30 Franken für alle übrigen Einsätze (lit. b).  

Die Totalrevision des Krankenpflegegesetzes wurde am 30. August 2017 vom Gros-

sen Rat behandelt (GRP 2017/2018, S. 73). Im Rahmen der formellen Totalrevision 

wurde Art. 52 Abs. 3 KPG materiell ergänzt. Entsprechend hatte die Kommissions-

präsidentin explizit darauf hingewiesen, dass neu die Beteiligung an den Betriebs-

kosten nun im Gesetz festgeschrieben werde. Diese Anpassung wurde ohne Wort-

meldung genehmigt und trat am 1. Januar 2018 in Kraft. Es ist im Sinne der Rechts-

sicherheit nicht opportun, diese Bestimmung nach einem halben Jahr Gültigkeit wie-

der aufzuheben, nachdem der Grosse Rat diese am 30. August 2017 einstimmig 

verabschiedet hat.  
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Im Übrigen hat die Regierung zurückhaltend von der ihr vom Grossen Rat in Art. 52 

Abs. 3 KPG übertragenen Kompetenz Gebrauch gemacht und den ihr in vorgenann-

ter Bestimmung gegebenen Rahmen von 200 Franken bei Weitem nicht ausge-

schöpft. 

Die Regierung hat mit Beschluss vom 19. Dezember 2017 (Prot. Nr. 1085) ausge-

führt, dass sie in Nachachtung des Beschlusses des Grossen Rates eine Beteiligung 

der von einem Notfall- und Krankentransportdienst eines öffentlichen Spitals trans-

portierten Personen an den Betriebskosten der SNZ 144 als gerechtfertigt erachtet. 

Auch hat die Regierung in diesem Beschluss aufgezeigt, dass die Höhe der Beteili-

gung im interkantonalen Vergleich angemessen ist.  

Die Kosten des Betriebs der SNZ 144 bilden Teil der Kosten des Rettungswesens. 

Der Gesamtbetrag der im Jahr 2017 erhobenen Dispositionspauschalen beläuft sich 

auf 511'140 Franken. Würden diese Erträge wegfallen, müssten sie durch Beiträge 

des Kantons ersetzt werden. Die finanziellen Aussichten des Kantons sowie die ein-

schlägigen Vorgaben sind so, dass diese Mehrausgaben für den Betrieb der SNZ 

144 an anderer Stelle kompensiert werden müssten. Im Vordergrund stünden hier 

die übrigen Beiträge an das Rettungswesen und dabei an erster Stelle die Beiträge 

an die Spitäler für das Rettungswesen von jährlich gut 4.5 Millionen Franken. Die Er-

träge aus den Dispositionspauschalen könnten durch eine Reduktion der Beiträge an 

die Spitäler für das Rettungswesen um rund elf Prozent kompensiert werden. Wäh-

rend grössere Rettungsdienste diese Abnahme der finanziellen Unterstützung durch 

den Kanton möglicherweise mit einem entsprechenden Leistungsabbau kompensie-

ren könnten, wäre wohl nicht ausgeschlossen, dass die Rettungsdienste der kleine-

ren Spitäler ihre Pforten schliessen müssten. 

Eine Streichung der Kostenbeteiligung der transportierten Person in der Form der 

Dispositionspauschale erachtet die Regierung weder im Sinne der Rechtssicherheit 

noch aufgrund der finanziellen Auswirkungen und der Angemessenheit der Höhe 

dieser Beteiligung im interkantonalen Vergleich als angezeigt.  

Aufgrund dieser Ausführungen beantragt die Regierung dem Grossen Rat, den vor-

liegenden Auftrag abzulehnen.  
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